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Der Landtag von Niederösterreich hat am 9. Dezember 2004 beschlossen: 

 
 
 

Änderung des NÖ Raumordnungsgesetzes 1976 
 

Das NÖ Raumordnungsgesetz 1976, LGBl. 8000, wird wie folgt geändert: 
  

 
 

Artikel I 
 

1. Im § 1 Abs.1 Z. 13 lautet der erste Halbsatz:  

„Raumverträglichkeit: Verträglichkeit der abschätzbaren Auswirkungen einer 

Maßnahme mit Umwelt und Natur (z.B. Vorgaben von Europaschutzgebie-

ten) sowie den örtlichen und überörtlichen Siedlungs- und sonstigen Raum-

strukturen (hinsichtlich Verkehr, Wirtschaft, Ver- und Entsorgung, Tourismus, 

Erholung u. dgl.);“  

 

2. Im § 1 Abs.1 Z. 14 wird am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 

und werden folgende Ziffern 15 bis 18 angefügt: 

„15. Strategische Umweltprüfung: Planungsprozess für örtliche und überört-

liche Raumordnungsprogramme gemäß der Richtlinie 2001/42/EG (§ 30a) 

mit folgendem Inhalt: 

o Ermittlung, Beschreibung und Bewertung von voraussichtlich erhebli-

chen Auswirkungen auf die Umwelt; dabei sind auch Alternativen zu prüfen 

und die Untersuchungen im Umweltbericht zu dokumentieren 

o Durchführung von Konsultationen (Informations- bzw. Stellungnahme-

recht) 

o Abwägung der Ergebnisse im Rahmen der Entscheidung; 

 

16. Umweltbehörde: Behörde gemäß Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 

2001/42/EG: Diese ist in Angelegenheiten der 

o überörtlichen Raumordnung: die NÖ Umweltanwaltschaft  

o örtlichen Raumordnung: die Landesregierung; 

 

17. Umweltbericht: Dokumentation der Untersuchungsergebnisse zur strate-

gischen Umweltprüfung. Diese muss insbesondere enthalten: 
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o Methodik und Ablauf der umweltbezogenen Untersuchungen 

o Beschreibung, Analyse und Prognose des Umweltzustandes sowie 

relevanter Umweltprobleme 

o Bewertung der Umweltauswirkungen unter Angabe der Umweltziele 

 und beabsichtigter  Ausgleichs- und Kontrollmaßnahmen 

o eine allgemein verständliche Zusammenfassung; 

 

18. Verkaufsfläche: die Summe aller Flächen, die in Gebäuden von Han-

delseinrichtungen liegen und auf denen Waren angeboten werden.“ 

 

3. § 1 Abs. 2 Z. 3 lit. c lautet: 

“ c) Sicherung und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne als funktionaler Mittel-

punkt der Siedlungseinheiten, insbesondere als Hauptstandort zentraler Einrich-

tungen, durch Erhaltung und Ausbau 

o einer Vielfalt an Nutzungen (einschließlich eines ausgewogenen An-

teils an Wohnnutzung) 

o der Bedeutung als zentraler Handels- und Dienstleistungsstandort 

o als Schwerpunkt für Kultur- und Verwaltungseinrichtungen 

o als attraktiver Treffpunkt für die Bewohner angrenzender Siedlungs-

bereiche 

o als touristischer Anziehungspunkt.“ 

 

4. § 2 entfällt; 

 

5. § 2a erhält die Bezeichnung § 2 

 

6. §§ 3 und 4 lauten: 

 

„§ 3 

Überörtliche Raumordnungsprogramme 

 

(1) Die Landesregierung hat Raumordnungsprogramme zur planvollen Ent-

wicklung des Landesgebietes, von Regionen oder einzelner Sachbereiche 

aufzustellen und zu verordnen. Bei der Aufstellung der überörtlichen Raum-
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ordnungsprogramme ist von den Leitzielen dieses Gesetzes sowie von den 

Ergebnissen aufbereiteter Entscheidungsgrundlagen auszugehen; die ange-

strebten Ziele sind festzulegen und jene Maßnahmen zu bezeichnen, die zur 

Erreichung der Ziele gewählt wurden.  

 

(2) Bei der Aufstellung der Raumordnungsprogramme ist auf europarechtli-

che Vorgaben, Planungen und Maßnahmen des Bundes, des Landes und 

benachbarter Bundesländer Bedacht zu nehmen, soweit sie für die Raum-

ordnung relevant sind.  

 

(3) Die Landesregierung hat als Grundlage für Festlegungen in überörtlichen 

Raumordnungsprogrammen die naturräumlichen, sozialen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Gegebenheiten des Landesgebietes zu erfassen, deren Ver-

änderungen zu beobachten und die Entwicklungstendenzen zu erforschen. 

Die Ergebnisse sind zu dokumentieren; u.a. auch in einem geographischen 

Informationssystem. Die Gemeinden und andere öffentlich-rechtliche Kör-

perschaften haben der Landesregierung über Ersuchen alle dafür erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen, soweit darüber Unterlagen vorhanden sind. Beim 

Amt der NÖ Landesregierung ist eine Sammlung der örtlichen Raumord-

nungsprogramme zu führen. 

 

§ 4 

Verfahren 

  

(1) Bei Aufstellung eines überörtlichen Raumordnungsprogrammes ist eine 

strategische Umweltprüfung durchzuführen. Dies gilt auch für Änderungen, 

die  

o einen Rahmen für künftige Projekte gemäß den Anhängen I und II der 

Richtlinie 85/337/EWG setzen, oder 

o voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf ein Europaschutzgebiet 

erwarten lassen.  

 

(2) Bei sonstigen Änderungen eines überörtlichen Raumordnungsprogram-

mes hat die Landesregierung zunächst zu prüfen, ob aufgrund voraussicht-
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lich erheblicher Umweltauswirkungen eine strategische Umweltprüfung er-

forderlich ist. Bei dieser Prüfung sind folgende Kriterien zu berücksichtigen: 

1. Merkmale des Raumordnungsprogrammes, insbesondere in Bezug auf  

o das Ausmaß, in dem es für Projekte und andere Tätigkeiten in Bezug 

auf Standort, Art, Größe und Betriebsbedingungen oder durch die In-

anspruchnahme von Ressourcen einen Rahmen setzt 

o das Ausmaß, in dem es andere Pläne und Programme – einschließ-

lich solcher in einer Planungs- oder Programmhierarchie – beeinflusst 

o seine  Bedeutung für die Einbeziehung der Umwelterwägungen, ins-

besondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Entwick-

lung 

o relevante Umweltprobleme 

o seine Bedeutung für die Durchführung der Umweltvorschriften der 

Gemeinschaft (z.B. Pläne und Programme betreffend die Abfallwirt-

schaft oder den Gewässerschutz). 

2. Merkmale der Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, 

insbesondere in Bezug auf 

o die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Aus-

wirkungen 

o den kumulativen Charakter der Auswirkungen 

o den grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen 

o die Risken für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt (z.B. bei 

Unfällen) 

o den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen (Grö-

ße des Gebietes, Anzahl der betroffenen Personen) 

o die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen 

Gebietes hinsichtlich besonderer natürlicher Merkmale, des kulturel-

len Erbes, der Überschreitung von Normen und Grenzwerten zur 

Umweltqualität und der Intensität der Bodennutzung 

o die Auswirkungen auf Gebiete oder Landschaften, deren Status als 

national, gemeinschaftlich oder international geschützt ist. 

 

(3)  Ob eine strategische Umweltprüfung durchzuführen ist und die Begrün-

dung dazu sind der Umweltbehörde vorzulegen und diese ist zu ersuchen, 
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innerhalb von sechs Wochen eine Stellungnahme abzugeben. Danach sind 

das Ergebnis und die Begründung von der Landesregierung im Internet zu 

veröffentlichen. 

 

(4) Ist eine strategische Umweltprüfung erforderlich, so ist der Untersu-

chungsrahmen (Inhalt, Umfang, Detaillierungsgrad und Prüfmethoden) von 

der Landesregierung festzulegen. Dabei ist die Umweltbehörde zu ersuchen, 

innerhalb von vier Wochen eine Stellungnahme abzugeben. 

 

(5) Im Rahmen der strategischen Umweltprüfung sind Planungsvarianten für 

die in den überörtlichen Raumordnungsprogrammen beabsichtigen Maß-

nahmen zu entwickeln und zu bewerten.      

  

(6)  Die durchgeführten Untersuchungen sind im Umweltbericht zu dokumen-

tieren und zu erläutern und haben folgende Informationen zu enthalten:  

1. eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Raum-

ordnungsprogrammes sowie der Beziehung zu anderen relevanten 

Plänen und Programmen; 

2. die relevanten Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes und dessen 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des Raumord-

nungsprogrammes; 

3. die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beein-

flusst werden; 

4. sämtliche für das Raumordnungsprogramm relevanten Umweltproble-

me unter besonderer Berücksichtigung sensibler Gebiete (wie z.B. Eu-

ropaschutzgebiete); 

5. die für das Raumordnungsprogramm relevanten, rechtsverbindlich zu 

berücksichtigenden Ziele des Umweltschutzes und die Art, wie diese 

Ziele  und alle Umwelterwägungen berücksichtigt wurden; 

6. eine nähere Darstellung der voraussichtlichen erheblichen (einschließ-

lich sekundärer, kumulativer, synergetischer, kurz-, mittel- und langfris-

tiger, ständiger und vorübergehender, positiver und negativer) Umwelt-

auswirkungen auf Aspekte wie die biologische Vielfalt, die Bevölkerung, 

die Gesundheit des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, kli-
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matische Faktoren, Sachwerte, das kulturelle Erbe einschließlich der 

architektonisch wertvollen Bauten und der archäologischen Schätze, 

die Landschaft und die Wechselbeziehung zwischen den genannten 

Faktoren; 

7. die Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum Ausgleich 

von erheblichen negativen Umweltauswirkungen; 

8. eine Kurzdarstellung der geprüften Varianten und eine Begründung der 

getroffenen Variantenwahl; 

9. eine Kurzdarstellung der Untersuchungsmethoden und eventuell aufge-

tretener Schwierigkeiten bei den Erhebungen;  

10.  eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 

Umweltauswirkungen; 

11.  eine allgemein verständliche Zusammenfassung. 

 

(7) Die Landesregierung hat den Entwurf eines überörtlichen Raumord-

nungsprogrammes (einschließlich eines gegebenenfalls erarbeiteten Umwelt-

berichtes) im Internet sechs Wochen zu veröffentlichen. Dabei ist darauf hin-

zuweisen, dass jedermann berechtigt ist, innerhalb dieser Frist eine schriftli-

che Stellungnahme beim Amt der NÖ Landesregierung einzubringen.   

Der Entwurf ist zusätzlich folgenden Adressaten mit der Einladung zuzustel-

len, innerhalb von sechs Wochen eine schriftliche Stellungnahme beim Amt 

der NÖ Landesregierung einzubringen: Landtagsklubs, Umweltbehörde, be-

troffene Gemeinden, Wirtschaftskammer Niederösterreich, Kammer für Arbei-

ter und Angestellte in Niederösterreich, Niederösterreichische Landes-

Landwirtschaftskammer, Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land- 

und Forstwirtschaft in Niederösterreich, Ärztekammer für Niederösterreich, In-

teressenvertretungen für die Gemeinden im Sinne des § 119 der NÖ Gemein-

deordnung 1973, LGBl. 1000, Katholische Kirche, Evangelische Kirche Augs-

burgischen und Helvetischen Bekenntnisses, Militärkommando Niederöster-

reich, Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederös-

terreich und Burgenland, Arbeitsmarktservice Landesgeschäftsstelle Niederös-

terreich, die für die Energieversorgung Niederösterreichs zuständigen Unter-

nehmungen, Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen, Verband land- 

und forstwirtschaftlicher Betriebe Niederösterreichs. Ist eine strategische Um-
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weltprüfung durchgeführt worden, so ist der Umweltbehörde und den betroffe-

nen Gemeinden zusätzlich der Umweltbericht zu übermitteln. Die Gemeinden 

haben die übermittelten Unterlagen zwei Wochen im Gemeindeamt (Magistrat) 

zur allgemeinen Einsicht aufzulegen und dies öffentlich kundzumachen. Dabei 

ist ausdrücklich auf die Möglichkeit hinzuweisen, beim Amt der NÖ Landesre-

gierung eine schriftliche Stellungnahme einzubringen. 

 

(8) Sind erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten, welche andere Bundes-

länder betreffen, so sind diese zu verständigen; dabei sind der Entwurf und 

der Umweltbericht zu übermitteln. Die zuständigen Landesregierungen sind 

einzuladen, innerhalb von sechs Wochen Stellungnahmen abzugeben. 

 

(9) Wenn die Verwirklichung des Raumordnungsprogrammes voraussichtlich 

erhebliche Umweltauswirkungen auf die Umwelt eines angrenzenden Mit-

gliedstaates der Europäischen Union haben wird oder ein Mitgliedstaat aus 

diesem Grund dies beantragt, so sind der Entwurf und der Umweltbericht zu 

diesem zu übermitteln. Werden daraufhin nicht innerhalb einer Frist von drei 

Monaten Konsultationen beantragt, so ist das Verfahren fortzusetzen. Andern-

falls sind Konsultationen zu führen, bei denen der Zeitrahmen gemeinsam 

festzulegen ist, innerhalb dessen über die voraussichtlich grenzüberschreiten-

den Auswirkungen des Raumordnungsprogrammes und die geplanten Maß-

nahmen zur Verminderung oder Vermeidung solcher Auswirkungen Einigung 

erzielt werden soll. 

 

(10) Bei der Entscheidungsfindung zum Raumordnungsprogramm sind recht-

zeitig abgegebene Stellungnahmen sowie im Falle einer erfolgten strategi-

schen Umweltprüfung der Umweltbericht in Erwägung zu ziehen. 

 

(11) Wurde eine strategische Umweltprüfung durchgeführt, ist zusätzlich zur 

Kundmachung des Raumordnungsprogrammes die Entscheidung im Internet 

zu erläutern. Dabei sind die vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen anzu-

führen. Weiters sind diese der Umweltbehörde sowie den allenfalls konsultier-

ten Mitgliedsstaaten bzw. Bundesländern mitzuteilen. 
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(12) Die Landesregierung hat die Auswirkungen von überörtlichen Raumord-

nungsprogrammen auf die Umwelt und die Raumstruktur zu beobachten, um 

allenfalls frühzeitig auf unvorhergesehene negative Entwicklungen reagieren 

zu können.“ 

 

7. Im § 10 erhält der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1. 

Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

“(2) In regionalen Raumordnungsprogrammen sind  

o Ballungsräume 

o ruhige Gebiete in einem Ballungsraum und 

o ruhige Gebiete auf dem Land 

gemäß Art. 3 der Richtlinie 2002/49/EG (§ 30a) festzulegen.“    

  

8. §13 Abs. 1 bis 3 lauten: 

„(1) Ausgehend von den Zielen dieses Gesetzes und den Ergebnissen auf-

bereiteter Entscheidungsgrundlagen hat jede Gemeinde ein örtliches Raum-

ordnungsprogramm aufzustellen und zu verordnen. Dabei ist auf Planungen 

und Maßnahmen des Bundes, des Landes und benachbarter Gemeinden 

Bedacht zu nehmen, soweit sie für die Raumordnung relevant sind.  

 

(2) Das örtliche Raumordnungsprogramm hat die Planungsziele der Ge-

meinde festzulegen und jene Maßnahmen zu bezeichnen, die zur Errei-

chung dieser Ziele gewählt werden. Die Verordnung des örtlichen Raumord-

nungsprogrammes muss jedenfalls ein Entwicklungskonzept sowie einen 

Flächenwidmungsplan enthalten.  

 

(3) Im Entwicklungskonzept sind die Ziele des örtlichen Raumord-

nungsprogrammes – soweit dies thematisch möglich ist – als Plandarstel-

lung räumlich zu konkretisieren, wobei die Planungsrichtlinien des § 14 Abs. 

2 sinngemäß anzuwenden sind.“ 

 

9. § 13 Abs. 4 entfällt; Abs. 5 erhält die Bezeichnung Abs. 4. 

Dem Abs. 4 (neu) wird folgender Abs. 5 angefügt: 
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„(5) Die Gemeinde hat als Grundlage für die Aufstellung oder Änderung des 

örtlichen Raumordnungsprogrammes den Zustand des Gemeindegebietes 

durch Untersuchung der naturräumlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kul-

turellen Gegebenheiten zu erforschen und deren Veränderungen ständig zu 

beobachten. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren. Das Ausmaß der als 

Bauland gewidmeten bebauten sowie unbebauten Flächen ist in einer Flä-

chenbilanz zu erfassen, auf aktuellem Stand zu halten und der Landesregie-

rung auf Anfrage bekannt zu geben. Die Dokumentation der Entscheidungs-

grundlagen hat alle Umstände und Analysen zu enthalten, welche die Fest-

legungen des örtlichen Raumordnungsprogrammes in nachvollziehbarer 

Weise begründen. Bei der Aufstellung ist das Ergebnis insbesondere darzu-

stellen in: 

1. Plänen mit folgendem Inhalt: 

o naturräumliche Gegebenheiten 

o Grundausstattung 

o Betriebsstättenplan 

o bauliche Bestandsaufnahme 

o Verkehrskonzept 

o Landschaftskonzept 

und 

2. in einem Planungsbericht mit folgendem Inhalt:  

o Grundlagenbericht 

o    Erläuterungsbericht zum Entwicklungskonzept und zum Flächenwid-

mungsplan 

o   Umweltbericht über die strategischen Umweltprüfung.“ 

  

10. § 14 Abs. 2 Z. 15 wird das Wort „Grundlagenforschung“ durch das Wort   

„Grundlagenerhebung“ ersetzt. 

 

11. § 14 Abs. 2 Z. 16 lautet: 

„16. Bestehende oder geplante Ortskerne können als Zentrumszone im Flä-

chenwidmungsplan festgelegt werden. Dabei ist von den vorhandenen Nut-

zungsstrukturen und dem Erscheinungsbild auszugehen. Die Planung neuer 

Zentrumszonen ist zulässig, wenn sie auf Grundlage eines verordneten Ent-
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wicklungskonzeptes erfolgt und zumindest eine dichte Wohnbebauung bereits 

vorhanden ist. Die dafür notwendigen Entwicklungsmaßnahmen müssen be-

zeichnet und sichergestellt sein. Zentrumszonen dürfen nur innerhalb einer 

bestehenden zusammenhängenden Siedlungseinheit mit mindestens 1.800 

Einwohnern festgelegt werden. Zentrumszonen dürfen auch in Ortschaften 

oder Teilen davon mit mindestens 1.000 Einwohnern festgelegt werden, wenn 

in angrenzenden Ortschaften zumindest 800 Einwohner beheimatet sind. Die-

ser Einzugsbereich ist durch Gemeinderatsbeschluss bzw. übereinstimmende 

Gemeinderatsbeschlüsse zuzuordnen. Zentrumszonen müssen weiters fol-

gende Kriterien aufweisen: 

o eine gute Verkehrsanbindung im individuellen und/oder öffentlichen 

Verkehrsnetz, welche auch die Ansiedlung von Handelseinrichtungen 

zulässt 

o dichtere Baustrukturen als der Umgebungsbereich und 

o einen Durchmischungsgrad von Wohn- und anderen Nutzungen (z.B.: 

öffentliche Einrichtungen, Büros, Handels- und Dienstleistungsbetrie-

be), der über das in Wohngebieten übliche Ausmaß deutlich hinaus-

geht.“ 

 

12. § 14 Abs. 4 entfällt. 

 

13. § 16 Abs. 1 Z. 7 entfällt; Z. 8 erhält die Bezeichnung Z. 7. 

 

14. § 17 lautet: 

„§ 17  

Gebiete für Handelseinrichtungen 

 

(1) In Zentrumszonen kann die Widmung Bauland-Kerngebiet mit dem Zusatz 

„Handelseinrichtungen“ bezeichnet werden. In dieser Widmung bestehen für 

die Errichtung von Handelsbetrieben keine Beschränkungen hinsichtlich der 

Verkaufsfläche oder Bruttogeschossfläche. Die übrigen Nutzungsmöglichkei-

ten gemäß § 16 Abs. 1 Z. 2 bleiben zulässig. 
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(2) Außerhalb von Zentrumszonen darf innerhalb des geschlossenen, bebau-

ten Ortsgebietes die Bruttogeschoßfläche von Handelsbetrieben nicht mehr 

als 1.000 m² betragen. Der Standort für derartige Handelsbetriebe muss als 

Bauland gewidmet sein. 

 

(3) Außerhalb der in Abs. 2 bezeichneten Bereiche darf die Verkaufsfläche für 

zentrumsrelevante Waren 80 m² nicht übersteigen. 

 

(4) Bilden mehrere Handelsbetriebe eine bauliche, funktionelle oder organisa-

torische Einheit, darf die Summe der Bruttogeschoßflächen in den Fällen ge-

mäß Abs. 2 nicht mehr als 1.000 m² und die Summe der Verkaufsflächen an 

Standorten gemäß Abs. 3 nicht mehr als 80 m² betragen. Als funktionelle oder 

organisatorische Einheit können Handelseinrichtungen auch dann gewertet 

werden, wenn sie auf mehreren Bauplätzen errichtet werden. 

 

(5) Unabhängig von ihrer Lage unterliegen Handelsbetriebe keinen Größen-

beschränkungen, wenn sie – abgesehen von dem im Abs. 3 bezeichneten 

Ausmaß - ausschließlich Waren anbieten, welche nach ihrer Beschaffenheit 

bzw. nach ihrer Packungs- oder Gebindegröße vom Kunden unter Verwen-

dung eines Kraftfahrzeuges abtransportiert werden müssen (nicht zentrumsre-

levante Waren). Diese Warengruppen sind durch Verordnung der Landesre-

gierung festzulegen. 

 

(6) Unabhängig von den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 ist der Direktverkauf 

von am Standort  des Produktionsbetriebes produzierten Waren zulässig. Wei-

ters ist der Verkauf von Waren, die diese wirtschaftlich ergänzen oder als Zu-

behör zu bewerten sind, zulässig. Dies allerdings nur soweit, als der Charakter 

als Produktionsbetrieb eindeutig gewahrt bleibt. Darüber hinaus sind Han-

delseinrichtungen zulässig, wenn diese ihre Waren ausschließlich an Wieder-

verkäufer abgeben. 

 

15. Im § 18 Abs. 3 wird am Ende folgender Satz eingefügt:  

„Dabei darf die Summe allfälliger Verkaufsflächen nicht mehr als 80 m² 

betragen und ist § 17 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden.“ 
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16. Im § 19 Abs. 2 Z. 9 entfällt die Wortfolge: „ insbesondere im Sinne des § 4 

des NÖ Kinderspielplatzgesetzes, LGBl. 8215,“ 

 

17. Im § 21 erhalten die Absätze 4 bis 12 die Bezeichnung Abs. 9 bis 17 und die 

Absätze 1 bis 3 die Bezeichnung Abs. 5 bis 7.  

§ 21 Abs. 1 bis 4 (neu) lauten: 

“(1) Bei der Aufstellung eines örtlichen Raumordnungsprogrammes ist eine 

strategische Umweltprüfung durchzuführen.  

 

(2) Für die strategische Umweltprüfung ist der Untersuchungsrahmen (Inhalt, 

Umfang, Detaillierungsgrad und Prüfmethoden) festzulegen. Dabei ist die 

Umweltbehörde zu ersuchen, innerhalb von vier Wochen eine Stellungnah-

me abzugeben. 

 

(3) Im Rahmen der strategischen Umweltprüfung sind Planungsvarianten für 

die im örtlichen Raumordnungsprogramm beabsichtigten Maßnahmen (und 

gegebenenfalls deren Standortwahl) zu entwickeln und zu bewerten. 

 

(4) Die durchgeführten Untersuchungen sind im Umweltbericht zu dokumen-

tieren und zu erläutern und haben die Informationen gemäß § 4 Abs. 6 zu 

enthalten.“  

 

18. Im § 21 Abs. 7 (neu) tritt anstelle des Zitates „Abs. 1“ das Zitat „Abs. 5“. 

 

19. § 21 Abs. 8 (neu) lautet: 

 „(8) Wenn die Verwirklichung des Raumordnungsprogrammes voraussicht-

lich erhebliche Umweltauswirkungen auf die Umwelt eines angrenzenden 

Mitgliedstaates der Europäischen Union haben wird oder ein Mitgliedstaat 

aus diesem Grund dies beantragt, so sind der Entwurf und der Umweltbe-

richt diesem zu übermitteln. Werden daraufhin nicht innerhalb einer Frist von 

drei Monaten Konsultationen beantragt, so ist das Verfahren fortzusetzen. 

Andernfalls sind Konsultationen zu führen, bei denen der Zeitrahmen ge-

meinsam festzulegen ist, innerhalb dessen über die voraussichtlich grenz-
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überschreitenden Auswirkungen des Raumordnungsprogrammes und die 

geplanten Maßnahmen zur Verminderung oder Vermeidung solcher Auswir-

kungen Einigung erzielt werden soll.“ 

 

20. Im § 21 Abs. 9 (neu) wird nach dem Wort „Stellungnahmen“ die Wortfolge 

„sowie der Umweltbericht“ eingefügt. 

 

21. Im § 21 Abs. 10 (neu) wird im ersten Satz die Wortfolge „den Ergebnissen 

der Grundlagenforschung“ durch die Wortfolge „einer Dokumentation der 

Entscheidungsgrundlagen“ ersetzt; weiters werden folgende Sätze angefügt: 

„Es ist weiters darzulegen und zu erläutern, in welchem Umfang der Um-

weltbericht bei der Entscheidung des Gemeinderates berücksichtigt wurde 

und welche Überwachungsmaßnahmen vorgesehen sind. Diese Unterlagen 

sind ebenfalls der Landesregierung vorzulegen.“ 

 

22. Im § 21 Abs. 11 Z. 4 (neu) tritt anstelle des Zitates „§ 2a“  das Zitat „§ 2“ und 

anstelle des Zitates „§ 21 Abs. 1 und 3 bis 5“ das Zitat „§ 21 Abs. 1 bis 5 und 

Abs. 7 bis 10“. 

 

23. Im § 21 Abs. 13 (neu) tritt anstelle des Zitates „Abs. 4“ das Zitat „Abs. 9“ und 

anstelle des Zitates „Abs. 6“ das Zitat „Abs. 11“. 

 

24. Im § 21 Abs. 15 (neu) werden folgende Sätze angefügt: 

„Sind bei der strategischen Umweltprüfung Mitgliedstaaten konsultiert wor-

den, so sind auch diesen die gemäß Abs. 10 dokumentierten Erläuterungen 

und Überwachungsmaßnahmen bekannt zu geben. Die Landesregierung hat 

die von der Gemeinde gemäß Abs. 10 vorgelegten Erläuterungen und Ü-

berwachungsmaßnahmen im Internet zu veröffentlichen.“ 

 

25. Im § 21 wird folgender Abs. 18 angefügt: 

„(18) Die Gemeinde hat die Auswirkungen von örtlichen Raumordnungspro-

grammen auf die Umwelt und die Raumstruktur zu beobachten, um allenfalls 

frühzeitig auf unvorhergesehene negative Entwicklungen reagieren zu kön-

nen.“ 
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26. Im § 22 Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt: 

„Hinsichtlich der strategischen Umweltprüfung gilt: 

1. Wenn die Änderung  

o einen Rahmen für künftige Projekte gemäß den Anhängen I und II 

der Richtlinie 85/337/EWG setzt, oder 

o voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf ein Europaschutzge-

biet erwarten lässt, 

ist jedenfalls eine strategische Umweltprüfung durchzuführen. 

 

2. Sofern bei einer sonstigen Änderung aufgrund ihrer Geringfügigkeit nicht 

von vorne herein die Durchführung einer strategischen Umweltprüfung ent-

fallen kann, hat die Gemeinde zu prüfen, ob aufgrund voraussichtlich erheb-

licher Umweltauswirkungen eine strategische Umweltprüfung erforderlich ist. 

Dabei sind die Kriterien des § 4 Abs. 2 zu berücksichtigen.  

Das Prüfungsergebnis und eine Begründung dazu sind der Umweltbehörde 

vorzulegen und ist diese zu ersuchen, innerhalb von sechs Wochen eine 

Stellungnahme abzugeben. Danach sind das Ergebnis und die Begründung 

von der Landesregierung im Internet zu veröffentlichen. 

 

27. Im § 22 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Dient eine Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes aus-

schließlich dem Zweck, in einer rechtswirksam verordneten Zentrumszone 

bei der bestehenden Widmung „Bauland-Kerngebiet“ die Zusatzbezeichnung 

„Handelseinrichtung“ festzulegen und ist hiefür keine strategische Umwelt-

prüfung erforderlich, so bedarf dies keiner Genehmigung durch die Landes-

regierung gemäß § 21 Abs. 6. In solchen Fällen hat die Gemeinde den Ent-

wurf der Änderung der Landesregierung so rechtzeitig zu übermitteln, dass 

diese bereits zu Beginn der öffentlichen Auflage über alle Unterlagen ver-

fügt. Die Landesregierung hat die beabsichtigte Widmungsänderung bis zum 

Ende der öffentlichen Auflagefrist zu untersagen, wenn die Änderung hin-

sichtlich der Verkehrserfordernisse nicht raumverträglich ist.“ 
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28. Im § 27 Abs. 1 wird das Wort „zeichnerischen“ durch das Wort „grafischen“ 

ersetzt.  

 

29. § 27 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Bestimmungen 

über Form und Ausführung von Plänen und anderen grafischen Darstellun-

gen, über die Darstellung der Ergebnisse der Grundlagenerhebung sowie 

über den Planungsbericht zu regeln. Die Pläne und der Bericht sind mög-

lichst EDV-gerecht zu erstellen.“ 

 

30. § 30 Abs. 8 lautet: 

„(8) Einkaufszentren bzw. Fachmarktzentren, welche als solche im Sinne der 

Bestimmungen des NÖ Raumordnungsgesetzes 1976 errichtet wurden und 

mindestens 1.000 m² Bruttogeschoßfläche aufweisen, sind, sofern sie nicht 

als Bauland-Kerngebiet Handelseinrichtung gewidmet werden, als Einkaufs-

zentrum-Bestand bzw. Fachmarktzentrum-Bestand im Flächenwidmungs-

plan kenntlich zu machen. Dies gilt sinngemäß auch nach der Errichtung je-

ner Handelseinrichtungen, für welche noch bis zum 31.12.2005 um die bau-

behördliche Bewilligung gemäß Abs. 9 angesucht werden kann. Dabei ist 

deren baubehördlich bewilligte Verkaufsfläche anzugeben. Bauliche Erweite-

rungen oder Umbauten, die keine Vergrößerung der Verkaufsfläche bewir-

ken, sind für den bewilligten Verwendungszweck zulässig. Eine Erweiterung 

der baubehördlich bewilligten Verkaufsfläche - ausgehend vom Bestand zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes - ist, sofern im diesbezüglichen 

Widmungsverfahren die Raumverträglichkeit nachgewiesen wird, um 10%, 

maximal jedoch um 500 m² zulässig.“ 

 

31. § 30 Abs. 9 und 10 erhalten die Bezeichnung Abs. 10 und 11; Abs. 9a ent-

fällt. 

 

32. § 30 Abs. 9 lautet: 

„(9) Flächen die bereits als Bauland – Gebiete für Einkaufszentren oder – 

Gebiete für Fachmarktzentren gewidmet sind, jedoch noch nicht bebaut bzw. 

nur ein Teil der gewidmeten Bruttogeschoßfläche bebaut ist, dürfen entspre-
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chend ihrer Widmung weiterhin bebaut werden, wenn spätestens bis zum 

31.12.2005 ein entsprechender Antrag auf Baubewilligung gestellt wird.“ 

 

33. Im § 30a wird am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und wer-

den folgende Richtlinien angefügt: 

 „ o Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

     vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be- 

         stimmter Pläne und Programme, ABl.Nr. L 197 vom 21. Juli 2001, S 

   30; 

o Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

   vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umge- 

   bungslärm, ABl.Nr. L 189 vom 18. Juli 2002, S 12.“  

 

 

Artikel II 

 

Auf Widmungsverfahren, die vor dem 09. Dezember 2004 bereits zur allgemeinen 

Einsichtsnahme gemäß § 21 Abs. 1 NÖ ROG 1976 aufgelegt waren, ist Art. I Z. 11 

und 14 nicht anzuwenden. 

 

 

Artikel III 

 

Verordnungen nach diesem Gesetz können bereits mit dem Tag der Beschlussfas-

sung dieses Gesetzes erlassen werden, sie können jedoch frühestens mit Inkrafttre-

ten dieses Gesetzes in Kraft gesetzt werden.  


